
 Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 6. Juni 2025 

Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 
Umsetzung der Massnahmen aus dem Bericht des Bundesrates zur Bankenstabilität und dem Bericht der parlamentarischen 
Untersuchungskommission 

Die Tabellen in den Kapiteln 1 bis 4 enthalten Eckwerte für eine Gesetzesvorlage zu den vom Bundesrat am 10. April 2024 zur Umsetzung oder zur Prüfung 

vorgeschlagenen Massnahmen sowie zu weiteren Massnahmen, die im Bericht der parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) vom 17. Dezember 2024 

empfohlen wurden. Punktuelle Änderungen im Vergleich zum Bericht des Bundesrats sind rot hervorgehoben.  

Die drei Stossrichtungen Prävention stärken, Liquidität stärken und Kriseninstrumentarium erweitern sowie die weiteren Massnahmen sind je in einer Ta-

belle dargestellt und innerhalb der Tabelle nach Handlungsfeld geordnet. In jedem Handlungsfeld werden zuerst blau unterlegt die Kernmassnahmen für die 

Stärkung des TBTF-Dispositivs erläutert und anschliessend die Ergebnisse zu den Prüfaufträgen und die weiteren umzusetzenden Massnahmen mit ihren jeweili-

gen Eckwerten dargelegt. Bei sämtlichen Massnahmen wird auch ihr allfälliger Bezug zu den Empfehlungen, Postulaten oder Motionen der PUK dargelegt.  
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

1. Stossrichtung Prävention stärken 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 
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Bericht Bundesrat: Verantwortlichkeits-

regime einführen zur klareren Zuordnung 
von Verantwortlichkeiten (proportionale 

Umsetzung: mindestens für Verwaltungs-
rat und Geschäftsleitung, ggf. auch für 

weitere Stufen) (2)2 

Bericht PUK: Durchsetzungskraft der 
FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527 sowie Postulate 

24.4544 und 24.4538) 

Geltungsbereich: SIBs, für weitere Ban-

ken prüfen 

Stufe: Gesetz 

 

 

Fehlverhalten von Entscheidträ-

gern frühzeitig und wirksam un-
terbinden, und damit die Corpo-

rate Governance und Risikokul-
tur präventiv verbessern, durch 

klare Zuordnung der Verant-
wortlichkeiten in den obersten 

Hierarchiestufen und Verbin-
dung mit Sanktionsmöglichkei-

ten durch Banken und FINMA. 

Aufnahme des Anliegens der 

Motionen 24.4531 und 24.4527 

der PUK. 

Geltungsbereich für alle Banken, jedoch mit 

stark proportionaler Umsetzung. 

Grund: Massnahme zielt auf Verhalten und 

soll Instrument der guten Unternehmensfüh-
rung sein, weshalb sie analog zu heutigen 

Conduct-Regeln grundsätzlich auf sämtliche 
Banken angewendet werden soll. Vergleich-

bare Funktionen in vergleichbaren Banken 
werden gleichen Regeln unterworfen. Ferner 

wird vermieden, dass hohe Kader die Bank 
wechseln, um sich einem Verantwortungsre-

gime zu entziehen. Die Massnahme lässt 
sich stark proportional und namentlich für 

kleinere Banken schlank umsetzen. 

 

• Erfassung heutiger Gewährspersonen (insbes. Mitglie-

der Oberleitungs- und Geschäftsführungsorgane) und – 
soweit sie nicht schon erfasst sind – einzelner weiterer 

vordefinierter zentraler und auf hoher Führungsebene 
anzusiedelnder Funktionen, die auf das Risikoprofil ei-

ner Bank erheblich einwirken können (wie Leitung In-
terne Revision, Leitung Risikokontrolle, Leitung Compli-

ance, Leitung wichtiger Geschäftssparten). Diese gel-
ten als Gewährspersonen gemäss BankG und unterlie-

gen der Gewährsprüfung der FINMA. 

• Erstellung Verantwortlichkeitsübersicht (pro Bank) und 

Verantwortlichkeitserklärung (pro Gewährsperson) zur 

Dokumentation der Verantwortlichkeiten.  

• Auf Basis dieser Dokumentation können Individuen 

besser zur Verantwortung gezogen werden. Sanktion 
durch Bank über Massnahmen bei Vergütung, Abmah-

nung, Nicht-Beförderung. Sanktion durch FINMA über 

Instrumente wie Gewährsentzug oder Berufsverbot.  

• Proportionalität: Kreis der erfassten Funktionen und 
Umfang der Dokumentation der Verantwortlichkeiten 

werden bankspezifisch ausgestaltet und hängen stark 
von Geschäftsmodell, Risikoprofil, Grösse, Komplexität 

einer Bank ab. 

Bericht Bundesrat: Anforderungen an 
die Corporate Governance konkretisieren 

mittels Schärfung der rechtlichen Grundla-
gen (z. B. zu Anforderungen an Verwal-

tungsrat und Verantwortlichkeit für Unter-

nehmenskultur) (1) 

Geltungsbereich: SIBs, für weitere Ban-

ken prüfen 

Stufe: Gesetz 

Präzisierung und Erhöhung der 

rechtlichen Verbindlichkeit der 
Anforderungen an die Corporate 

Governance, um diese selbst 
sowie die Aufsicht darüber zu 

stärken. 

Geltungsbereich für alle Banken, jedoch mit 

proportionaler Umsetzung.  

Grund: Heutiges Corporate-Governance-
Rundschreiben gilt bereits für alle Banken 

und ist proportional ausgestaltet.  

• Anhebung des bestehenden Corporate-Governance-

Rundschreibens der FINMA auf höhere Normstufen 
(BankG, BankV, evtl. weitere) sowie punktuelle Ergän-

zungen; betroffen sind z. B. Regeln zur Verantwortung 
und Zusammensetzung des Oberleitungsorgans, zur 

Organisation des Geschäftsführungsorgans und seiner 
Zuständigkeit (insb. Risikomanagement und interne 

Kontrollen).  

• Vereinzelte Präzisierung der Anforderungen an Banken 

analog zu anderen, neueren Finanzmarkterlassen. 

 
1
 Die Spalte gibt wieder, welches die höchste Stufe ist, auf welcher Anpassungsbedarf besteht. Sind gesetzliche Anpassungen nöt ig, folgen nach Verabschiedung durch das Parlament in der Regel auch 

Anpassungen auf Verordnungsstufe. 
2
 Die Nummerierung in Klammern bezieht sich auf die Nummerierung der Massnahmen im Bericht des Bundesrates zu Bankenstabilität vom 10. April 2024. 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Bericht Bundesrat: Rechtliche Grundla-
gen und Anforderungen an Vergütungs-

systeme stärken, insb. Ausgestaltung vari-
abler Vergütungen, Rückforderungsklau-

seln (sog. Clawbacks) und Sperrfristen (3) 

Bericht PUK: Falsche Anreize bei Vergü-
tungen und Ausschüttungen der SIBs ver-

meiden (Postulate 24.4541 und 
24.4535), Durchsetzungskraft der FINMA 

bei SIBs stärken  (Motionen 24.4531 und 

24.4527) 

Geltungsbereich: SIBs, für weitere Ban-

ken prüfen 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der rechtlichen Grund-
lagen und Anforderungen an 

Vergütungssysteme (erhöhte 
Risikoorientierung und Ausrich-

tung auf langfristigen Erfolg), 
um Fehlverhalten und Eingehen 

unangemessener Risiken zu 

vermeiden. 

Aufnahme von Anliegen der 
Postulate 24.4541 und 24.4535 

sowie der Motionen 24.4531 

und 24.4527 der PUK. 

Allgemeine Grundsätze für alle Banken. 
Konkrete Anforderungen wie Sperrfristen 

und Clawbacks nur für SIBs. 

Grund: Der Grundsatz zur nachhaltigen 

Ausrichtung von Vergütungssystemen ist all-
gemein zweckmässig und soll auch bei 

Nicht-SIBs gelten. Konkrete und weiterge-
hende Anforderungen sind jedoch bei SIBs 

besonders wichtig.  

 

• Für alle Banken werden wenige minimale Grundsätze 
zu Vergütungssystemen im BankG festgehalten. Sinn-

gemäss:  

«Das Vergütungssystem ist einfach und transparent 

ausgestaltet sowie langfristig ausgerichtet.» 

«Struktur und Höhe der Gesamtvergütungen stimmen 

mit der Risikopolitik der Bank überein.» 

• Die Vergütungssysteme dürfen die langfristige Einhal-
tung der regulatorischen Vorschriften (Eigenmittel und 

Liquidität) nicht gefährden. 

• Für SIBs werden konkrete Anforderungen im BankG 
festgehalten: Aufschiebung von Vergütungsbestandtei-

len unter Anwendung von Sperrfristen und Clawbacks 

(Rückforderung von ausbezahlten Vergütungen). 

• Sanktionierung von Fehlverhalten (z.B. Verletzung der 
Regeln des Verantwortlichkeitsregimes, Verletzung von 

Aufsichtsrecht) soll unter anderem über Vergütungs-
massnahmen (z.B. Kürzung oder Streichung von vari-

ablen Vergütungsbestandteilen) erfolgen.  

Bericht Bundesrat: Institutsgewähr auf 
Gesetzesstufe verankern und rechtliche 

Grundlagen bei Organmutationen stärken 

(7) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz 

Präzisierung und Erhöhung der 
rechtlichen Verbindlichkeit der 

Anforderungen an die Corporate 
Governance, um diese selbst 

sowie die Aufsicht darüber zu 

stärken. 

 • Gesetzliche Verankerung der Institutsgewähr im BankG 
(analog zu Vorgaben für Versicherer und übrige Finan-

zinstitute) und Stärkung der gesetzlichen Grundlage für 
die Bewilligung von Änderungen in Organen durch die 

FINMA (Organmutationen, analog Finanzinstitutsge-

setz). 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 
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Bericht Bundesrat: Frühinterventionen 

der Aufsicht stärken durch rechtliche Ver-
ankerung von Massnahmen, Anwendbar-

keit und Zeitpunkt (22) 

Bericht PUK: Durchsetzungskraft der 
FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der frühzeitigen Inter-
ventionsmöglichkeiten der 

FINMA, insbesondere der 
Durchsetzbarkeit sowie des 

rechtswirksamen Eingreifens, 
um das Aufkommen einer Krise 

aufgrund bankspezifischer Auf-
fälligkeiten oder Verfehlungen 

möglichst zu vermeiden. 

Aufnahme des Anliegens der 
Motionen 24.4531 und 24.4527 

der PUK. 

 • Stärkung der bestehenden Aufsichtsbefugnisse in spe-
zifischen Bereichen wie Corporate Governance (z.B. 

Vergütungen und Einschränkung der Geschäftstätig-
keit), Eigenmittelausstattung (z.B. Ausschüttungsbe-

schränkungen und Säule-2-Zuschläge) sowie Stabili-
sierungs- und Abwicklungsplanung, indem einerseits 

die Anforderungen an die Banken konkretisiert und an-
dererseits die Eingriffsbefugnisse der FINMA und deren 

Durchsetzbarkeit in der laufenden Aufsicht gestärkt 

werden. 

• Klärung im BankG, dass Schutzmassnahmen (analog 

zu Regelung bei Versicherungen) eindeutig vor den 
Massnahmen bei Insolvenzgefahr zur Anwendung kom-

men, um ein zielführendes Eingreifen der FINMA zur Si-

cherstellung der Stabilität der Bank zu gewährleisten. 

• Ergänzung der Schutzmassnahmen (insbesondere um 
Massnahmen aus dem Stabilisierungsplan auszulösen, 

Kapital- oder Dividendenausschüttungen zu verhindern 

oder eine Generalversammlung einzuberufen). 

• Gezielter gesetzlicher Entzug der aufschiebenden Wir-

kung einer Beschwerde (aber mit Möglichkeit für die Be-
troffenen, vor Gericht die Wiederherstellung der auf-

schiebenden Wirkung zu beantragen, siehe Mass-

nahme 9). 

• Die Massnahme bedingt eine Anpassung verschiede-
ner Artikel im BankG und Verordnungen, namentlich in 

der Verordnung über die Banken und Sparkassen 
(BankV; SR 952.02) und in der Verordnung über die Ei-

genmittel und Risikoverteilung der Banken und Wertpa-

pierhäuser (ERV; SR 952.03). 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Pekuni-
äre Verwaltungssanktionen der FINMA 

gegen beaufsichtigte juristische Personen 

einführen (4) 

Bericht PUK: Durchsetzungskraft der 

FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527) 

Geltungsbereich: Finanzinstitute 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der Aufsicht durch 
Schaffung einer Kompetenz der 

FINMA zu pekuniären Verwal-
tungssanktionen gegenüber ju-

ristischen Personen, um 
schwerwiegende Verstösse zu 

ahnden, die jedoch keinen Be-

willigungsentzug rechtfertigen. 

Frühe Sensibilisierung der Ei-
gentümer des Finanzinstituts 

hinsichtlich dessen Tätigkeit 
und derjenigen seiner Füh-

rungskräfte. 

Aufnahme von Anliegen der Mo-
tionen 24.4531 und 24.4527 der 

PUK (jedoch ohne Anwendung 
der Kompetenz auf natürliche 

Personen). 

Einführung einer solchen Kompetenz gegen-
über beaufsichtigten Finanzinstituten (juristi-

sche Personen). 

Grund: Pekuniäre Verwaltungssanktionen 

stellen nicht den Kern des TBTF-Instrumen-
tariums dar, tragen jedoch zur Stärkung der 

Aufsicht bei und zählen international zum 
Standardinstrumentarium. Die möglichen 

Nachteile für Enforcementverfahren der 
FINMA wurden vertieft abgeklärt und stellen 

kein wesentliches Hindernis dar. Eine Ein-
schränkung des Instruments auf SIBs wurde 

ebenfalls geprüft, jedoch aus Sicht der 
Gleichbehandlung, insb. mit Bezug auf den 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit zwischen 
Wettbewerbern, als rechtlich problematisch 

und nicht zweckmässig beurteilt. 

Betreffend natürlichen Personen, deren ver-
fassungsrechtliche Garantien weiter reichen, 

wird eine solche Kompetenz der FINMA nicht 

eingeführt.  

Grund: Dies würde die Enforcementverfah-
ren zu komplex machen und somit deren 

Wirksamkeit beeinträchtigen. Darüber hin-
aus könnte das zusätzliche Risiko durch Ri-

sikozuschläge bei den Vergütungen kom-
pensiert werden, sodass die Massnahme 

leicht zu umgehen wäre. Schliesslich stehen 
der FINMA gegenüber natürlichen Personen 

ausreichend Instrumente zur Verfügung (z. 
B. Veröffentlichung bestimmter Verfügun-

gen, Berufs- und Tätigkeitsverbot, Gewährs-

entzug). 

• Verhängung von Sanktionen bei schwerwiegenden 

Verstössen gegen das Aufsichtsrecht. 

• Der festgelegte Betrag muss das Prinzip der Verhältnis-
mässigkeit respektieren und ausreichend abschre-

ckend sein, ohne jedoch die Existenz des Finanzinsti-

tuts zu bedrohen. 

• Die FINMA berücksichtigt die Mitwirkung der Betroffe-

nen, um Sanktionen herabzusetzen oder aufzuheben 

(z. B. im Rahmen von Settlements). 

• Festlegung des Vorrangs der Mitwirkungspflicht im  
FINMAG: Pflicht zur Bereitstellung sämtlicher vorbeste-

hender Sachverhaltselemente, auch unter Zwang ge-
mäss dem Bericht des BR vom 23.2.2022 und der 

Rechtsprechung des BGer. 

• Zur Sicherstellung der Kohärenz der Aufsichtsmittel 
sollte auch der RAB die pekuniäre Verwaltungssanktion 

als Instrument zur Verfügung stehen (im Revisionsauf-

sichtsgesetz, RAG). 



 

6 
 

Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Stärkung der Aufsicht durch 
Schaffung eines Instruments, 

um ein Institut mit starken finan-
ziellen Anreizen dazu zu bewe-

gen, den ordnungsgemässen 
Zustand selbst wiederherzustel-

len. 

Aufnahme von Anliegen der 

Motionen 24.4531 und 24.4527 

der PUK. 

Einführung von Periodic Penalty Payments  
(PPP), bei welchen die FINMA die Betroffe-

nen zu einer periodisch fälligen Zahlung ver-
pflichtet, bis der ordnungsgemässe Zustand 

hergestellt ist.  

Grund: Für eine wirksame Aufsicht und ein 

wirksames Enforcement braucht es ein ver-
hältnismässiges Instrument, damit die 

FINMA von der in Art. 32 Abs. 2 FINMAG 
vorgesehenen „Ersatzvornahme“ auch in je-

nen Fällen Gebrauch machen kann, in denen 
nur das Institut die Lücken oder Verstösse 

beheben kann. Das Instrument stellt keine 
Sanktion, sondern eine Vollstreckungsmass-

nahme dar.  

• Einführung der Kompetenz, als Durchsetzungsmass-
nahme gegenüber Beaufsichtigten PPP zu verhängen, 

wenn eine vollstreckbare Verfügung der FINMA innert 

der angesetzten Frist nicht umgesetzt wurde. 

• Der festgelegte Betrag muss verhältnismässig sein und 

darf die Existenz des Finanzinstituts nicht bedrohen. 

• Der Betrag der PPP muss ausreichend abschreckend 

sein und richtet sich nach der Anzahl Tage oder Wo-
chen, die eine Situation andauert, wobei eine maximale 

Dauer festgelegt wird. 

• Die Massnahme bedingt die Einführung von neuen 

Bestimmungen im FINMAG. 

Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Durch-
setzung der Aufsicht stärken durch Ver-

kürzung der Verfahrensdauer (z. B. sofor-
tige Vollstreckbarkeit von FINMA-Verfü-

gungen) (9) 

Bericht PUK: Beschränkung der Rechts-
mittel sowie substanzielle Verkürzung der 

Beschwerdeverfahren bei Entscheidungen 
der FINMA (Empfehlung Nr. 5), Durch-

setzungskraft der FINMA bei SIBs stärken 

(Motionen 24.4531 und 24.4527) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der Effizienz und Ef-
fektivität der Aufsicht durch eine 

Beschleunigung der Verfahren. 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 5 sowie der Motio-
nen 24.4531 und 24.4527 der 

PUK. 

Es soll ein gezielter Entzug der aufschieben-
den Wirkung von Beschwerden umgesetzt 

werden. Darüber hinaus sollen keine weite-

ren Eingriffe in Verfahren erfolgen. 

Grund: Die gesetzliche Einschränkung der 
aufschiebenden Wirkung von Beschwerden 

ist besonders zielführend für eine effektivere 
Aufsicht und eine raschere Durchsetzung kri-

tischer Massnahmen. Die Massnahme ist 
eng mit der Ausgestaltung der Frühinterven-

tionen abzustimmen. Gleichzeitig soll aus 
rechtsstaatlichen Gründen die Wiederher-

stellung einer aufschiebenden Wirkung 
durch eine Beschwerdeinstanz auch künftig 

stets möglich bleiben. Weitere geprüfte Mas-
snahmen zur rascheren Durchsetzung von 

Verfügungen wie der Ausschluss von 
Rechtsmitteln, die Einschränkung von Be-

schwerdegründen, die Verkürzung von Be-
schwerdefristen oder die Einführung von 

Fristen in der Aufsichtsphase, d.h. vor der 
Verfügung, wurden verworfen wegen zu star-

ker Pauschalisierung und Einschränkung der 
Verfahren wie auch wegen weniger hoher Ef-

fektivität im Vergleich zur Einschränkung der 

aufschiebenden Wirkung. 

• Änderung des Regimes der aufschiebenden Wirkung in 
Abstimmung mit Konzept der Frühintervention, welches 

im Rahmen der Massnahme 22 umgesetzt wird. 

• Gezielter gesetzlicher Entzug der aufschiebenden Wir-

kung einer Verfügung (zum Beispiel in den Bereichen 
Corporate Governance, Vergütungen sowie Eigenmittel 

und Liquiditätszuschläge), jedoch mit Möglichkeit einer 
gerichtlichen Wiederherstellung. Das gleiche gilt für 

Schutzmassnahmen, die neu vor Insolvenzgefahr zur 

Anwendung kommen (siehe Massnahme 22). 

• Bei den Schutzmassnahmen bei Insolvenzgefahr gibt 

es keine Änderung. Beschwerden in diesem Bereich 
haben keine aufschiebende Wirkung und der Instrukti-

onsrichter kann die aufschiebende Wirkung nicht ertei-

len (Art. 37gquinquies BankG). 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Duale 
Aufsicht stärken durch strengere Vorga-

ben beim Einsatz der Prüfgesellschaften 
(z. B. Anforderungen an die Unabhängig-

keit und Direktmandatierung) (10) 

Bericht PUK: Prüfung der Ansiedlung der 
Revisionsaufsicht über die SIBs (Empfeh-

lung Nr. 18), Durchsetzungskraft der 
FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527), Interessenskon-
flikte bei der Revision von Banken vermin-

dern (Postulate 24.4539 und 24.4533) 

Geltungsbereich: Finanzinstitute 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der Aufsicht allgemein 
und insbesondere bei Banken 

durch Beseitigung jeglicher Ein-
schränkungen für FINMA-ei-

gene Vor-Ort-Prüfungen und 
durch Stärkung der Unabhän-

gigkeit der Prüfgesellschaften 
mittels Verringerung der Interes-

senkonflikte. 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 18, der Postulate 
24.4539 und 24.4533 sowie der 

Motionen 24.4531 und 24.4527 

der PUK. 

Stärkung der Unabhängigkeit der Prüfgesell-
schaften durch Einführung einer Pflichtrota-

tion und jährliche FINMA-Genehmigung der 
Wahl der Prüfgesellschaft. Von einer Einfüh-

rung der Direktmandatierung wird abgese-
hen. Klarstellung, dass die FINMA bei Vor-

Ort-Prüfungen keinen Einschränkungen un-

tersteht. 

Grund: Die Direktmandatierung wirkt poten-
ziell am stärksten auf die Unabhängigkeit der 

Prüfgesellschaften. Sie ist aber aufgrund der 
Unterstellung unter das Vergaberecht sehr 

aufwändig und bindet bei Einführung für alle 
Beaufsichtigten (regelmässige Vergabe von 

rund 1000 Prüfmandaten) viele FINMA-Res-
sourcen. Deshalb sollen weniger aufwändige 

Massnahmen, die ebenfalls positiv und ziel-
führend auf die Unabhängigkeit wirken, um-

gesetzt werden.  

• Anpassung Art. 23 BankG, so dass die FINMA bei allen 
Banken zweifelsfrei jederzeit selbst Prüfungen vorneh-

men kann. 

• Die Beaufsichtigten müssen die Prüfgesellschaft nach 

einer Höchstlaufzeit von 10 Jahren wechseln.  

• Die FINMA muss die Wahl einer Prüfgesellschaft durch 

den Beaufsichtigten jährlich genehmigen. 

• Verbot für Prüfgesellschaften, neben Prüfmandat (und 
Revisionsstelle nach OR) weitere Dienstleistungen für 

den betroffenen Beaufsichtigten zu erbringen. Prü-

fungsnahe Dienstleistungen bleiben möglich.  

• Verbot für leitende Prüferinnen und Prüfer weitere Tä-

tigkeiten im Finanzmarkt wahrzunehmen (insbesondere 

als Mitglied eines Oberleitungsorgans). 

Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Duale 
Aufsicht abschaffen (Verzicht auf Einsatz 

von Prüfgesellschaften und Ausbau der 

FINMA) (11) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der Unabhängigkeit 
der Aufsicht spezifisch bei SIBs 

durch konsequente Vermeidung 
allfälliger Interessenkonflikte 

(als strengere Alternative zu 

Massnahme 10). 

Keine Abschaffung der dualen Aufsicht. 

Grund: Der zusätzliche Ressourcenbedarf 

bei der FINMA wäre sehr hoch (ca. 100 zu-
sätzliche Vollzeitstellen) und Rekrutierung 

am Arbeitsmarkt herausfordernd. Zudem 
gingen für die FINMA die Expertise und die 

internationale Vernetzung der Prüfgesell-
schaften verloren. Der Nutzen über eine 

Stärkung des Systems (vgl. oben) mit weni-
ger invasiven Massnahmen wird als höher 

eingeschätzt. Die PUK fordert keine Ab-

schaffung des dualen Systems.  

• Nicht weiterverfolgt. 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Zustän-
digkeit des FINMA-Verwaltungsrats für 

Geschäfte von grosser Tragweite anpas-
sen, unter Einbezug der PUK-Ergebnisse 

(13) 

Bericht PUK: Governance der FINMA er-
leichtern  (Postulate 24.4542 und 

24.4536) 

Geltungsbereich: FINMA 

Stufe: Gesetz 

Vermeidung von Rechtsunsi-
cherheiten sowie Erleichterung 

der FINMA-Governance.  

Aufnahme des Anliegens der 

Postulate 24.4542 und 24.4536 

der PUK. 

Anpassung der gesetzlichen Regelung zur 
Zuständigkeit des FINMA-VR für Geschäfte 

von grosser Tragweite: Der Kreis der durch 
den Verwaltungsrat zu entscheidenden Ge-

schäfte ist auf Gesetzesstufe zu regeln. 

Grund: Die aktuelle Aufgabenteilung zwi-

schen VR und GL der FINMA wird vom 
Bundesrat grundsätzlich als sinnvoll erach-

tet und wurde auch vom PUK-Bericht nicht 
grundsätzlich in Frage gestellt. Die PUK 

stellte fest, dass die FINMA bei der Beurtei-
lung der Frage, was ein Geschäft von gros-

ser Tragweite ist, ihr Ermessen nicht un-
zweckgemäss ausgeübt hat. Sie hat aber 

mit den Postulaten 24.4536 und 24.4542 
den Bundesrat aufgefordert zu prüfen, ob 

eine allfällige Anpassung, Aufhebung oder 
Erweiterung der entsprechenden Bestim-

mung angezeigt ist.  

Die Anpassung der gesetzlichen Regelung 
soll für Klarheit sorgen, die Rechtssicherheit 

stärken und damit die Gouvernanz der 
FINMA bereits auf Gesetzesstufe schärfen. 

Als weitere geprüfte Optionen wurden ver-

worfen:  

• Aufhebung der Zuständigkeit des VR bei 
Geschäften von grosser Tragweite: Der 

Verwaltungsrat als strategisches Organ der 
FINMA bleibt bei Geschäften mit grosser 

respektive strategischer Tragweite ohnehin 
in der Verantwortung, wird sich die notwen-

digen Informationen beschaffen und gege-
benenfalls Weisungen erteilen müssen. Die 

Streichung würde diesbezüglich das falsche 
Bild vermitteln, dass der VR bei solchen Ge-

schäften weder Informations- noch Einfluss-

möglichkeiten hat oder haben sollte. 

• Beibehalt der Regelung mit Ausgestaltung 

als Kann-Vorschrift: Die Option bringt einen 
fraglichen Nutzen, birgt die Gefahr der 

Rechtsunsicherheit und ist in der Umset-

zung komplex. 

• Ersatz des FINMAG-Artikels zur Zuständigkeit des 
FINMA-Verwaltungsrats für Geschäfte von grosser 

Tragweite (Art. 9 Abs. 1 Bst. b FINMAG) durch einen 
FINMAG-Artikel, welcher dem VR der FINMA die Zu-

ständigkeit zum Entscheid über bestimmte Geschäfts-
kategorien zuweist, und welcher diese Kategorien in ge-

eigneter Weise aufzählt.  

• Dazu können insbesondere Geschäftskategorien gehö-

ren, wie sie heute das Organisationsreglement der 
FINMA bereits beschreibt. Beispiele wären Verfügun-

gen betreffend Schutzmassnahmen, Sanierung sowie 

Konkurs und Liquidation.  

• Die Aufzählung im Gesetz dient der Rechtssicherheit. 

Zudem kann so die Gewaltentrennung zwischen dem 
strategischen Verwaltungsrat und der operativen Ge-

schäftsleitung bereits auf Gesetzesebene vollzogen 
werden. Somit wird die Gouvernanz der FINMA erleich-

tert. 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Bericht Bundesrat: Umfassende Infor-
mation der Öffentlichkeit über Verfahren 

der Aufsicht einführen (5) 

Bericht PUK: Effiziente Umsetzung der 
Enforcementverfahren von der FINMA 

(Empfehlung Nr. 3), Durchsetzungskraft 
der FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527) 

Geltungsbereich: Finanzinstitute 

Stufe: Gesetz 

Präventive Vermeidung von 
Fehlverhalten von Finanzinsti-

tuten und deren Personal, Er-
höhung der Berechenbarkeit 

der FINMA-Praxis sowie Stär-
kung der Glaubwürdigkeit des 

Finanzplatzes mittels einer er-
höhten Transparenz der En-

forcement-Praxis der FINMA. 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 3 sowie der Motio-
nen 24.4531 und 24.4527 der 

PUK. 

 • Aufnahme einer Regelung ins FINMAG, welche die 
FINMA verpflichtet, über Endverfügungen in En-

forcementverfahren zu informieren. Ausnahmen von 

dieser Verpflichtung sollen möglich sein. 

• Aufnahme einer Kann-Bestimmung ins FINMAG, wo-
nach die FINMA die Öffentlichkeit über Untersuchungen 

und Verfahrenseröffnungen informieren kann. 

• Aufnahme einer Kann-Bestimmung ins BankG, wonach 
die FINMA die Öffentlichkeit über Frühinterventions-

massnahmen informieren kann. 

• Information durch Medienmitteilungen oder durch Ver-

öffentlichung von Kasuistiken; bei juristischen Perso-
nen wird der Firmenname genannt; bei natürlichen Per-

sonen werden Veröffentlichungen prinzipiell anonymi-

siert. 

Bericht Bundesrat: Berufsverbot an Tä-

tigkeitsverbot angleichen und bestehen-
des Instrument der Gewinneinziehung auf 

weitere natürliche Personen ausweiten (6) 

Bericht PUK: Durchsetzungskraft der 
FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527) 

Geltungsbereich: Finanzinstitute 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der Aufsicht u.a. 

durch Stärkung des Instru-
ments des Berufsverbots mit-

tels Angleichung an Tätigkeits-

verbot. 

Aufnahme von Anliegen der 
Motionen 24.4531 und 24.4527 

der PUK. 

 • Einführung der Möglichkeit der FINMA, ein Berufsver-

bot (analog zum Tätigkeitsverbot) auch bei schweren 
Verstössen gegen die internen Vorschriften, und nicht 

nur bei Verletzungen des Aufsichtsrechts, zu verhän-

gen. 

• Erweiterung des Anwendungsbereichs von Gewinnein-
ziehungen auf alle natürlichen Personen (z. B. auf Kun-

denberater/-innen und Händler/-innen, auf die das Tä-
tigkeitsverbot nach Art. 33a FINMAG Anwendung fin-

den könnte und die nicht in leitender Stellung sind). 

Bericht Bundesrat: Informationsbeschaf-
fung der FINMA erleichtern mittels Erwei-

terung der Auskunfts- und Meldepflicht (8) 

Bericht PUK: Durchsetzungskraft der 
FINMA bei SIBs stärken (Motionen 

24.4531 und 24.4527) 

Geltungsbereich: Finanzinstitute 

Stufe: Gesetz 

Erhöhung der Effizienz der Auf-

sicht durch Erleichterung des 
Zugangs der FINMA zu Infor-

mationen mittels Erweiterung 
des Kreises der verpflichteten 

Personen.  

Aufnahme von Anliegen der 
Motionen 24.4531 und 24.4527 

der PUK. 

 • Einführung einer expliziten Auskunftspflicht nach 

Art. 29 Abs. 1 FINMAG für Organmitglieder und weitere 

Gewährspersonen und alle Mitarbeitenden. 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 
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Bericht Bundesrat: Eigenmittelunterle-

gung für ausländische Beteiligungen – 
und damit für Stammhäuser (sog. Parent-

Banken) – innerhalb einer Finanzgruppe 

stärken (15) 

Bericht PUK: Prüfung der Anforderungen 

an die Qualität und Quantität der Eigen-

mittel der SIBs (Empfehlung Nr. 4) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Fremdfinanzierung der Eigen-
mittel von ausländischen Betei-

ligungen im Schweizer Stamm-
haus unterbinden. Dadurch: Si-

cherstellung der Resilienz des 
Stammhauses bei Bewertungs-

korrekturen ausländischer Be-
teiligungen sowie der Hand-

lungsfähigkeit der SIB in einer 

allfälligen Stabilisierungsphase. 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 4 der PUK. 

 • Die derzeitige partielle Fremdfinanzierung der Eigen-
mittel von ausländischen Beteiligungen (sog. Double 

Leverage) wird durch den vollständigen Abzug des 
Buchwerts dieser Beteiligungen vom harten Kernkapital 

des Stammhauses (sog. Beteiligungsabzug) unterbun-
den. Dadurch werden ausländische Beteiligungen in 

der Bilanz des Schweizer Stammhauses vollständig mit 

Eigenmitteln unterlegt. 

• Die nach erfolgtem Abzug verbleibenden Eigenmittel 

des Stammhauses stehen somit vollständig für die Risi-
koabdeckung des eigenen operativen Geschäftes zur 

Verfügung. Damit sollen insbesondere auch der Hand-
lungsspielraum in einer Krise vergrössert und die Er-

folgschancen einer Stabilisierung einer SIB verbessert 

werden. 

• Einführung der Regelung auf Gesetzesstufe (im 
BankG) mit Ausführungen (z. B. Übergangsbestimmun-

gen) in der ERV. Dabei sind angemessene Übergangs-

fristen für die Umsetzung vorzusehen. 

Bericht Bundesrat: Zukunftsgerichtete 

Elemente bei institutsspezifischen Säule-
2-Eigenmittelzuschlägen einführen 

(insb. basierend auf Stresstests, geeig-
nete Form der Offenlegung der Resultate 

zu prüfen) (14) 

Bericht PUK: Prüfung der Anforderungen 
an die Qualität und Quantität der Eigen-

mittel der SIBs (Empfehlung Nr. 4) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Verordnung3 

Angemessene Abdeckung 

bankspezifischer Risiken durch 
eine Berücksichtigung zukunfts-

gerichteter Elemente (bspw. ba-
sierend auf Stresstests) in 

Säule-2-Eigenmittelzuschlägen 
der FINMA, bei gleichzeitiger 

Vermeidung von Prozyklität. 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 4 der PUK.  

 • FINMA überprüft jährlich basierend auf Stresstests und 

Erkenntnissen aus der laufenden Aufsicht, ob bei den 
einzelnen SIBs ein Säule-2-Eigenmittelzuchlag erfor-

derlich ist, der bei erkannten Schwächen die bestehen-

den Eigenmittelanforderungen ergänzt. 

• Die Konkretisierung dieser Anforderungen und des Pro-
zesses auf Verordnungsstufe spielt mit den Anpassun-

gen im Bereich der Frühinterventionen auf Gesetzes-
stufe zusammen. Daher wird diese Massnahme in die 

den Gesetzesarbeiten nachgelagerten Verordnungsar-
beiten aufgenommen. Dabei ist auch der Einbezug der 

Analysen der SNB zu klären. 

 
3
 Umsetzung auf Verordnungsstufe erfolgt im Gesamtkontext zur Massnahme der Frühinterventionen der Gesetzesvorlage. Die Massnahme ist somit noch nicht Teil der Vernehmlassungsvorlage 

«Änderung der Eigenmittelverordnung (Umsetzung der Massnahmen aus dem Bericht des Bundesrates zur Bankenstabilität und aus dem Bericht der parlamentarischen Untersuchungskommission)». 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Bericht Bundesrat: Regulatorische Vor-
gaben bzgl. der vorsichtigen Bewertung 

und der Werthaltigkeit von bestimmten Bi-

lanzpositionen schärfen (18) 

Bericht PUK: Prüfung der Anforderungen 

an die Qualität und Quantität der Eigen-

mittel der SIBs (Empfehlung Nr. 4) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Verordnung 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 4 der PUK. 

 • Siehe Vernehmlassungsvorlage «Änderung der Eigen-
mittelverordnung (Umsetzung der Massnahmen aus 

dem Bericht des Bundesrates zur Bankenstabilität und 
aus dem Bericht der parlamentarischen Untersu-

chungskommission)». 

Bericht Bundesrat: Risikotragende Funk-

tion der AT1-Kapitalinstrumente im Going 
Concern stärken (z. B. klare Kriterien für 

Aussetzen von Coupon-Zahlungen) (19) 

Bericht PUK: Prüfung der Anforderungen 
an die Qualität und Quantität der Eigen-

mittel der SIBs (Empfehlung Nr. 4) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Verordnung / internationale Stan-

dards 

Aufnahme von Anliegen der 

Empfehlung 4 der PUK. 

 • Siehe Vernehmlassungsvorlage «Änderung der Eigen-

mittelverordnung (Umsetzung der Massnahmen aus 
dem Bericht des Bundesrates zur Bankenstabilität und 

aus dem Bericht der parlamentarischen Untersu-

chungskommission)». 

Bericht Bundesrat: Ausnahme für TBTF-

Kapitalinstrumente von der Verrech-

nungssteuer weiterführen (21) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz 

Mittels steuerlicher Massnah-
men sicherstellen, dass der im 

Vergleich zum nationalen Fi-
nanzmarkt grosse Bedarf der 

SIBs an TBTF-Kapitalinstru-
menten (mit aufsichtsrechtlicher 

Vorgabe zur Emission aus der 
Konzernobergesellschaft) am 

internationalen Kapitalmarkt ge-

deckt werden kann. 

 • Verankerung einer zeitlich unbeschränkten Ausnahme 
für die Emission von TBTF-Kapitalinstrumenten im Ver-

rechnungssteuergesetz (VStG), um die Attraktivität die-

ser Instrumente am Kapitalmarkt sicherzustellen.  
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

2. Stossrichtung Liquidität stärken 
 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 
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Bericht Bundesrat: Im Hinblick auf eine 

deutliche Ausweitung des Potenzials zur 
Liquiditätsversorgung über den LoLR die 

rechtlichen Rahmenbedingungen über-
prüfen und ggf. anpassen, inkl. der Ein-

führung von Anforderungen an Banken 

zur Vorbereitung von Sicherheiten (28) 

Bericht PUK: Prüfung von Massnahmen 

im Falle eines digitalen Bankruns (Emp-
fehlung Nr. 9), Kompetenzen der SNB 

gegenüber SIBs in Bezug auf ELA erwei-

tern (Motionen 24.4532 und 24.4528) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz und Verordnung 

Ausweitung der Liqui-

ditätsgewährung in ei-
ner Krise, Stärkung 

der zweiten Verteidi-
gungslinie (Lender of 

Last Resort, LoLR) u. 
a. durch regulatorische 

Verpflichtung für SIBs 
zur Vorbereitung von 

Sicherheiten, durch 
Anreize und Neuge-

staltung der Fazilitäten 
sowie klare Rahmen-

bedingungen. 

Aufnahme von Anlie-

gen der Empfehlung 9 
und der Motionen 

24.4532 und 24.4528 

der PUK. 

 • Im Bereich des LoLR wird eine Anforderung zur Vorbereitung von Sicherheiten für 

den Bezug von Zentralbankliquidität durch Banken eingeführt. Für SIBs ist sie mit 
einer quantitativen Mindestanforderung verbunden und berücksichtigt – anknüpfend 

an die Grundanforderung der Verordnung über die Liquidität der Banken und Wert-
papierhäuser (LiqV; SR 952.06; Art. 21-24 LiqV) – bisher nicht abgedeckte Risiken. 

Für die übrigen Banken werden qualitative Vorgaben regulatorisch verankert, wobei 
die Vorbereitung eines Liquiditätsbezugs über Zentralbanken explizit Teil des Not-

fallkonzepts (Art. 10 LiqV) wird. 

• Die FINMA beurteilt den angemessenen Vorbereitungsgrad aller Banken anhand 

von in der LiqV vorgegebenen Kriterien und erhält die Kompetenz zur Anordnung 

von zusätzlichen Vorbereitungsmassnahmen. 

• Für SIBs wird die Höhe der Anforderung risikoorientiert anhand des Liquiditätsab-

flusspotentials in einer Krise bestimmt und berücksichtigt die unterschiedlichen Ge-

schäftsmodelle. 

• Die Liquiditätsanforderungen der ersten Verteidigungslinie sollen dabei nicht mass-
geblich verändert werden. Es soll ein Anreizmechanismus zur freiwilligen Vorberei-

tung über die Mindestanforderung hinaus bestehen, der an den bestehenden Art. 

20a LiqV anknüpft. 

• Der Kreis der durch alle Banken zur Erfüllung der Mindestanforderung anrechenba-

ren Sicherheiten wird breit definiert und umfasst qualitativ hochwertige, liquide Ak-
tiva (HQLA) sowie Nicht-HQLA. Diese müssen unbelastet und operationell verfüg-

bar sein. 

• Die Verpflichtung der Banken sowie deren Erfüllungskriterien (z.B. Kategorien von 

Sicherheiten) sollen in der LiqV und übergeordnete Grundsätze bei Bedarf im 

BankG verankert werden. 

• Die SNB veröffentlicht die Bedingungen ihrer Fazilitäten.  

• Bei allen von der SNB festgelegten Aspekten mit Einfluss auf die Erfüllung der LiqV-
Anforderungen konsultiert sie vorgängig die FINMA zur Sicherstellung der Abwick-

lungsplanung und das EFD zur Abgrenzung vom PLB. Diese Aspekte umfassen 
insb. die anrechenbaren Sicherheiten und Risikowertabschläge sowie Übertra-

gungsbedingungen an die SNB. Bei ausländischen Zentralbanken vorbereitete Si-
cherheiten sind anrechenbar, sofern sie im Krisenfall an diese übertragen werden 

können. Eine allfällige lokale Überschussliquidität kann nur dann an die Schweizer 
Vorbereitungsanforderung angerechnet werden, wenn sie innerhalb der Finanz-

gruppe transferiert werden kann. 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

   • Für die Übertragung von Sicherheiten durch Banken an die SNB für den Bezug von 
Liquiditätshilfe werden zur Optimierung der Prozesseffizienz rechtliche Vereinfa-

chungen ausgearbeitet, um bestehende Schranken für die Übertragung der Sicher-
heiten abzubauen. Solche Vereinfachungen ändern nichts daran, dass die Verwen-

dung von Vermögenswerten als Sicherheiten für den Bezug von Zentralbankliquidi-

tät Vorbereitungsarbeiten voraussetzt. 

• Zur Reduktion des Stigmas bei Nutzung von Zentralbankfazilitäten wird für Banken 

ein Aufschub der Veröffentlichung einer Ad-hoc-Mitteilung (Bekanntgabeaufschub) 
bzgl. eines Liquiditätsbezugs über eine Zentralbank eingeführt. Zur Stärkung der 

Transferierbarkeit von Liquidität innerhalb einer Bankengruppe ist keine gesetzliche 

Anpassung notwendig. 

Bericht Bundesrat: Instrument des PLB 

für SIBs im ordentlichen Recht einführen 

(29) 

Bericht PUK: Prüfung von Massnahmen 

im Falle eines digitalen Bankruns (Emp-

fehlung Nr. 9) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Sicherung der Liquidi-
tätsversorgung in der 

Abwicklung einer SIB 
(als dritte Verteidi-

gungslinie subsidiär zu 
bankeigenen Liquidi-

tätsquellen und LoLR) 
sowie Entfaltung einer 

präventiven Wirkung in 
einer Liquiditätskrise 

einer SIB. 

Aufnahme von Anlie-
gen der Empfehlung 9 

der PUK. 

 • Gemäss Botschaft des Bundesrates, die am 6. September 2023 zuhanden des Par-

laments verabschiedet wurde. 

 

Bericht Bundesrat: Anforderungen an 

die Informationsbereitstellung gegenüber 
der Aufsicht zur Liquiditätslage schärfen 

(25) 

Bericht PUK: Prüfung von Massnahmen 
im Falle eines digitalen Bankruns (Emp-

fehlung Nr. 9) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Verordnung 

Damit die Behörden 

über die notwendigen 
Informationen zur Ein-

schätzung einer Kri-
sensituation verfügen, 

legt der neue Artikel 
die Daten fest, die im 

Krisenfall von den 
Banken zeitnah an die 

FINMA zu übermitteln 

sind. 

Aufnahme von Anlie-
gen der Empfehlung 9 

der PUK. 

 • Siehe Vernehmlassungsvorlage «Änderung der Eigenmittelverordnung (Umsetzung 

der Massnahmen aus dem Bericht des Bundesrates zur Bankenstabilität und aus 

dem Bericht der parlamentarischen Untersuchungskommission)». 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

 Ausgangslage  Eckwerte 

 

Massnahme inkl. Geltungsbereich und 
Stufe1 

Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

 

Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Die Di-
versifikation von Finanzierungsquellen 

erleichtern mittels Einführung eines Ge-
setzes für gedeckte Schuldverschreibun-

gen (sog. Covered-Bond-Gesetz), unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf 

den LoLR und den PLB (27) 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz 

Erleichterung der Di-
versifikation von Fi-

nanzierungsquellen 
von Banken, unter Be-

rücksichtigung mögli-
cher Zielkonflikte (ins-

besondere mit Mass-
nahmen im Bereich 

des Lender of Last 
Resort (LoLR) und 

des Public Liquidity 
Backstop (PLB), sowie 

dem bestehenden 

Pfandbriefgesetz). 

Die Prüfung und bei positi-
vem Resultat die Umsetzung 

der Massnahme soll in einem 
späteren Zeitpunkt verfolgt 

werden. 

Grund: Ein Covered-Bond-

Gesetz kann grundsätzlich 
Vorteile für die Liquiditätsbe-

schaffung einzelner Banken 
bieten. Diese Vorteile und 

mögliche Nachteile können 
jedoch erst zu einem späte-

ren Zeitpunkt vertieft beurteilt 
werden, wenn insbesondere 

die Massnahmen zur Stär-
kung der Liquiditätsversor-

gung über den LoLR und den 
PLB umgesetzt und ihre Aus-

wirkungen klarer ersichtlich 

sind. 

• Die Prüfung der Einführung eines Covered-Bond-Gesetzes erfolgt zu einem späte-

ren Zeitpunkt unter Berücksichtigung der Umsetzung des LoLR und des PLB. 
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Eckwerte des Bundesrates zur Änderung des Bankengesetzes 6. Juni 2025 

3. Stossrichtung Kriseninstrumentarium erweitern 
 Ausgangslage  Eckwerte 

 Massnahme inkl. Geltungsbereich und 

Stufe1 
Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 
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Bericht Bundesrat: Stabilisierungspla-
nung stärken durch klarere regulatori-

sche Anforderungen und Kriterien (23) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Stärkung der Fähigkeit 

von SIBs zur Stabilisie-
rung aus eigener Kraft 

durch erhöhte Anforde-
rungen, um die Wahr-

scheinlichkeit zu verrin-
gern, dass eine SIB in In-

solvenzgefahr gerät. 

 • Konkretisierung der Anforderungen für die Ausarbeitung des Stabilisie-

rungsplans, insb. bezüglich der Auslösung des Stabilisierungsplans, 

des Umfangs und der Umsetzbarkeit der Stabilisierungsmassnahmen. 

• Schaffung einer Rechtsgrundlage für die FINMA, um Massnahmen 

(insb. Going-Concern-Eigenmittel- und Liquiditätszuschläge) zur Be-

hebung allfälliger Mängel anzuordnen. 

• Als sichere Grundlage für die Stabilisierungsplanung ist eine Anpas-

sung auf Gesetzesstufe (Art. 9 BankG) erforderlich. 

Bericht Bundesrat: Regulatorische An-

forderung eines Abwicklungsplans für 
Stammhäuser (sog. Parent-Banken) ein-

führen (32) 

Bericht PUK: Ziele der TBTF-Gesetzge-
bung anpassen  (Motionen 24.4529 und 

24.4525), Berücksichtigung internationa-
ler Abhängigkeiten der SIBs sowie der 

Grösse der verbleibenden G-SIB (Emp-

fehlung Nr. 1) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Verbesserung der Abwi-
ckelbarkeit von SIBs  

durch Anforderung, dass 
die Abwicklungsplanung 

neben der Weiterführung 
der systemrelevanten 

Funktionen in der 
Schweiz auch stärker 

darauf abzielt Risiken für 
die nationale und inter-

nationale Finanzstabilität 

zu verringern. 

Aufnahme von Anliegen 

der Motionen 24.4529 
und 24.4525 und der 

Empfehlung 1 der PUK. 

 • SIBs müssen in der Abwicklungsplanung neben der Weiterführung der 
systemrelevanten Funktionen (heutiger Notfallplan) auch die Abwick-

lung der übrigen Teile der Bank sicherstellen.  

• Um die entsprechenden Anforderungen festzuhalten, soll auf Geset-
zesstufe die Abwicklungsplanung dahingehend ergänzt werden, dass 

diese neben der Weiterführung der systemrelevanten Funktionen insb. 
auch die Risiken für die Stabilität des Finanzsystems berücksichtigt (in 

Art. 9 Abs.2 Bst. d BankG). 

Bericht Bundesrat: Optionen für die Ab-
wicklung erweitern (z. B. «geordnete Ab-

wicklung») (31) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Verbesserung der Ab-

wicklungsfähigkeit von 
SIBs und Erhöhung der 

Handlungsfähigkeit in di-
versen möglichen Kri-

senszenarien durch Vor-
bereitung und soweit er-

forderlich gesetzliche 
Absicherung von mehre-

ren Varianten im Bereich 

der Abwicklung. 

 • Sicherstellen, dass in einer Abwicklung verschiedene Abwicklungs-

strategien umgesetzt werden können, u.a. durch klärende Anpassun-

gen im BankG. 

• Begriff Sanierung im BankG durch Abwicklung ersetzen (Abgrenzung 

zur Sanierung im Privatrecht und Angleichung an internationale Stan-

dards). 

• Sicherstellen, dass heutige Voraussetzung «Aussicht auf Sanierung 
der Bank oder auf Weiterführung einzelner Bankdienstleistungen» 

nicht einschränkt. 

• Sicherstellen, dass der Bail-in bei allen Abwicklungsstrategien an-

wendbar ist. 

• Sicherstellen, dass die bestehenden Transfer Tools in einer Abwick-
lung umsetzbar sind (in Art. 30 ff. BankG mit Konkretisierungen in 

BankV). 
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 Ausgangslage  Eckwerte 

 Massnahme inkl. Geltungsbereich und 

Stufe1 
Ziel Ergebnis Prüfauftrag  Inhaltliche Stossrichtung 

Bericht Bundesrat: Rechtssicherheit bei 

der Umwandlung von Fremd- in Eigenka-
pital im Rahmen einer Sanierung (sog. 

Bail-in) insb. auf internationaler Ebene 

erhöhen bzw. sich dafür einsetzen (33) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Internationale Standards und Ge-

setz 

Erhöhung der Rechtssi-
cherheit eines Bail-in, 

um die nationale und in-
ternationale Finanzsta-

bilität in einer Krise 
möglichst zu gewähr-

leisten. 

 • Punktuelle Anpassungen im BankG zur Stärkung der Rechtssicherheit 
bei einem Bail-in, insbesondere zur Vereinfachung des Wertausgleichs 

für das bestehende Aktionariat im Falle einer Kapitalmassnahme (Art. 
31c BankG). Diese Vereinfachung stellt auch eine Annäherung an an-

dere Jurisdiktionen (z. B. EU) dar. 

• Die Schweizer Behörden setzen sich zudem weiterhin auf internatio-
naler Ebene (insb. in den Arbeiten des FSB und durch den Einbezug 

relevanter ausl. Behörden im Krisenmanagement) für Lösungen zur 

Verbesserung der Rechtssicherheit bei einem Bail-in ein. 
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Bericht Bundesrat: Prüfauftrag: Verant-

wortlichkeiten, Zuständigkeiten und Zu-
sammenarbeit unter den Behörden in ei-

ner Krise optimieren (37) 

Bericht PUK: Besserer Informationsaus-
tausch zwischen dem EFD und der SNB 

über die SIBs (Empfehlung Nr. 10), Bes-
sere Informationsweitergabe zwischen 

den Behörden des Memorandums of Un-

derstanding (Empfehlung Nr. 12) 

Geltungsbereich: FINMA, SNB und EFD 

Stufe: Gesetz und MoU 

Klarere rechtliche Rege-

lung und Verankerung 
der Zusammenarbeit 

und des Informations-
flusses zwischen den 

Behörden, um die effek-
tive Vorbereitung auf 

und die Zusammenarbeit 
in Krisen weiter zu stär-

ken. 

Aufnahme des Anlie-

gens der Empfehlungen 

10 und 12 der PUK. 

Rechtliche Stärkung und klare Defini-

tion der Zusammenarbeit der Behörden 
im Bereich Finanzstabilität und Krisen-

organisation. Dies umfasst die Krisen-
prävention und -bewältigung. Keine 

grundlegenden Anpassungen von Zu-
ständigkeiten im Bereich Aufsicht und 

Finanzstabilität. 

Grund: Wie auch die PUK festhält, be-

steht im Bereich der Zusammenarbeit 
und des Informationsflusses ein Ver-

besserungspotenzial. Aufgrund der Be-
deutung soll diese Zusammenarbeit in 

ihren zentralen Aspekten auf rechtlich 
höherer Stufe als in einem MoU gere-

gelt werden. Auf eine grundlegende An-
passung der Zuständigkeiten in der Fi-

nanzmarktaufsicht und in Finanzkrisen 
soll jedoch infolge der äusserst umfang-

reichen Folgen einer solchen Anpas-
sung verzichtet werden. Jede institutio-

nelle Aufteilung der Zuständigkeiten hat 
ihre Vor- und Nachteile. Die PUK stellte 

dazu keinen Handlungsbedarf fest. 

• Es werden Aspekte der Zusammenarbeit der Behörden insbesondere 

im Hinblick auf eine Krise resp. zur Wahrung der Finanzstabilität (d.h. 
Prävention und Krisenbewältigung) geregelt. Die Zusammenarbeit be-

zieht sich nebst dem Bankensektor auch auf die generelle Stabilität 

des Finanzmarkts.  

• Die grundlegenden Mandate im Bereich der Finanzmarktaufsicht, der 

Finanzstabilität und der Krisenorganisation werden beibehalten. 

• Einzelne Rollen und Verantwortlichkeiten innerhalb der Krisenorgani-

sation werden klar definiert, einschliesslich allerfälliger Schnittstellen. 

• Gegenseitige Zurverfügungstellung von Informationen (Kann- und 

Muss-Bestimmungen) sowie in begründeten Fällen – wo mehrere Be-
hörden von einem Entscheid direkt betroffen sind oder indirekt mitwir-

ken müssen – Informations- oder Konsultationspflichten durch die be-

teiligten Behörden werden festgelegt.  

• In der Krisenorganisation werden konkrete Vorbereitungsarbeiten in-

klusive Krisenübungen unter Einbindung der betroffenen Behörden zur 

Abwicklung einer systemrelevanten Bank geregelt und durchgeführt. 

• Die wichtigsten Aspekte der Zusammenarbeit werden auf Gesetzes-

stufe geregelt.  

• Regelmässige Information an Parlament und an Bundesrat wird gere-

gelt. 
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4. Weitere, durch die Massnahmen aus dem Bericht Bankenstabilität noch nicht erfasste Anliegen der PUK und Einleger-
schutz 

 Handlungsbedarf Eckwerte 

 Massnahme inkl. Geltungsbereich und 

Stufe1 
Ziel Inhaltliche Stossrichtung 

 

Zielsetzung der TBTF-Gesetzgebung um 
internationale Abhängigkeiten ergänzen 

(PUK-Motionen 24.4529 und 24.4525) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Die TBTF-Ziele sollen auch den Schutz 

des internationalen Finanzsystems sowie 
die Umsetzbarkeit im internationalen Ver-

hältnis berücksichtigen. 

• Die TBTF-Ziele sollen neu auch die Verringerung von Stabilitätsrisiken des internationalen 

Finanzsystems beinhalten (Art. 7 BankG). 

• Die internationale Verflechtung einer SIB soll in der rechtlichen Grundlage der Abwick-
lungsplanung (Art. 8 BankG und 60ff. BankV) stärker berücksichtigt und damit die Abwi-

ckelbarkeit verbessert werden. 

 

Einschränkung von Erleichterungen von 

Eigenmittel- und Liquiditätsvorschriften für 
SIBs prüfen (PUK-Motionen 24.4530 und 

24.4526) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Erleichterungen beschränken, Transparenz 
bei Gewährung erhöhen sowie zeitliche 

Gültigkeit begrenzen. 

• Überprüfung und ggf. Konkretisierung der gesetzlichen Voraussetzungen und Kriterien für 
Einzelentscheide der FINMA hinsichtlich Erleichterungen im BankG sowie in der ERV und 

LiqV. 

• Die Umsetzung beinhaltet insbesondere Grundsatzanforderungen zur Transparenz und 
zeitlichen Begrenzung von Erleichterungen, steht aber nicht im Widerspruch zum Anlie-

gen, das Instrumentarium und die Kompetenzen der FINMA in der Aufsicht der SIBs weiter 

zu stärken und gewährt – wo angebracht – den dafür notwendigen Spielraum. 

 

Evaluation der TBTF-Regulierung nach 
Art. 52 BankG im Hinblick auf Weiterent-

wicklungspotenzial strategisch ausrichten 

(PUK-Empfehlung Nr. 1) 

Geltungsbereich: SIBs 

Stufe: Gesetz 

Strategischere Ausrichtung der bundesrät-

lichen Berichterstattung mit Ziel, das Dis-
positiv unter Berücksichtigung der Interes-

sen der Finanzstabilität und Volkswirt-
schaft regelmässig und umfassend zu eva-

luieren. 

• Anpassung des Auftrags an den Bundesrat in Art. 52 BankG zur Berichterstattung: Strate-

gischere, umfassendere Zielsetzung mit Fokus auf Evaluation des bestehenden Disposi-
tivs unter Berücksichtigung der Interessen der Finanzstabilität, der Gesamtvolkswirtschaft, 

der Wettbewerbsfähigkeit sowie internationaler Standards und Entwicklungen (z. B. Basel 

III). 

• Basis der Berichterstattung: Internationaler Vergleich (in Bezug auf bestehende und ge-

plante Regulierung).  

 

Verbindlichere Zusammenarbeitsvereinba-

rung zwischen FINMA und RAB prüfen 

(PUK-Empfehlung Nr. 8) 

Geltungsbereich: FINMA, RAB 

Stufe: MoU 

Sicherstellen eines regelmässigen und en-

gen Austausches zwischen FINMA und 
RAB zu den Prüfgesellschaften von risiko-

behafteten Finanzinstituten. 

• Prüfung eines Memorandum of Understanding. 

• Resultat wird in der Gesetzesvorlage dargelegt. 

 

Überprüfung der Kompetenzverteilung 

zwischen WEKO und FINMA bei der Beur-
teilung von Zusammenschlüssen von Ban-

ken (PUK-Empfehlung Nr. 20) 

Geltungsbereich: WEKO, FINMA 

Stufe: Gesetz oder Verordnung  

Prüfung gesetzgeberischer Handlungsbe-

darf bei Zusammenschlüssen von Banken 
unter Berücksichtigung der bestehenden 

finanzmarktrechtlichen Regulierung zu die-

sem Begriff.  

• Überprüfung des im Kontext der Finanzstabilität stehenden gesetzgeberischen Hand-

lungsbedarfs im Kartellrecht betreffend Art. 10 Abs. 3 KG, wonach die FINMA die Kompe-
tenzen der WEKO bei Zusammenschlüssen von Banken in bestimmten Fällen überneh-

men kann (mit Fokus auf die Definition des Begriffs des Gläubigerschutzes sowie eines 
früheren Zeitpunkts des Einbezugs der WEKO durch die FINMA im Rahmen von Zusam-

menschlüssen von Banken). 

• Diese Überprüfung erfolgt im Rahmen der Erfüllung von Postulat 23.3444 WAK-N «Zu-

sammenschluss von UBS und CS. Beurteilung der wettbewerbsrechtlichen und volkswirt-

schaftlichen Bedeutung».  
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 Handlungsbedarf Eckwerte 
 Massnahme inkl. Geltungsbereich und 

Stufe1 
Ziel Inhaltliche Stossrichtung 

 

Umsetzung Mo. 23.3604 von SR Hegglin 
«Bessere Absicherung von Freizügigkeits- 

und Säule-3a-Guthaben» sowie operatio-
nelle Verbesserungen Einlegerschutz 

(Mo. 23.3604) 

 

Bericht PUK: Die PUK befürwortet, dass 
der Bundesrat eine Anpassung der Einla-

gensicherung prüft und dem Gesetzgeber 
gegebenenfalls eine entsprechende Vor-

lage unterbreitet (S. 492). 

Geltungsbereich: Banken 

Stufe: Gesetz 

Umsetzung der Mo. 23.3604 

Stärkung des Vertrauens in und operatio-

nelle Verbesserung des Einlegerschutzes 
durch vorbereitende Massnahmen für eine 

möglichst unterbruchsfreie Auszahlung der 

gesicherten Einlagen. 

Erarbeitung einer Lösung für die Auszah-

lung der gesicherten Einlagen, wenn die 
vorgesehenen Mittel der Einlagensiche-

rung nicht ausreichen. 

• Anpassung des BankG zur Umsetzung der Motion 23.3604 von SR Hegglin «Bessere Ab-

sicherung von Freizügigkeits- und Säule-3a-Guthaben». 

• Zusätzlich soll ein allfällig vom Träger der Einlagensicherung geleisteter Betrag ausserhalb 
des ordentlichen Kollokationsverfahrens ausbezahlt werden, wenn sichergestellt ist, dass 

alle gesicherten Einlagen ausbezahlt werden können. Damit wird sichergestellt, dass die 
Einlagensicherung nach einem Anwendungsfall rasch wieder in vollem Umfang einsatzbe-

reit ist.  

• Einführung einer ergänzenden Anforderung an Banken, nach einer Übergangsfrist von 5 
Jahren die IT-Infrastruktur des Kernbankensystems entsprechend anzupassen, damit Ein-

leger im Anwendungsfall möglichst unterbruchsfrei auf ihre gesicherten Einlagen zugreifen 

können. 

• Die Einführung von Anforderungen an Banken zur Vorbereitung von Sicherheiten in Zu-
sammenhang mit dem LoLR eröffnet die Möglichkeit, weitere liquide Mittel zu generieren, 

wenn die Mittel der Einlagensicherung zur Auszahlung der gesicherten Einlagen nicht aus-

reichen. 
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Die Nummerierung der Motionen und Postulate im Bericht der PUK entspricht der folgenden Zuordnung auf die entsprechenden im P arlament eingereichten 

Vorstösse: 

 Nummerierung 
PUK-Bericht 

Titel Einreichung NR Einreichung SR 

     

M
o

ti
o

n
e
n

 1 Mo. PUK. Ziele der TBTF-Gesetzgebung anpassen 24.4529 24.4525 

2 Mo. PUK. Erleichterungen von Eigenmittel- und Liquiditätsvorschrif ten für SIBs be-
schränken 

24.4530 24.4526 

3 Mo. PUK. Durchsetzungskraf t der FINMA bei SIBs stärken 24.4531 24.4527 

4 Mo. PUK. Kompetenzen der SNB gegenüber SIBs in Bezug auf  ELA erweitern 24.4532 24.4528 

  
 

  

P
o

s
tu

la
te

 

1 Po. PUK. Interessenskonf likte bei der Revision von Banken vermindern 24.4539 24.4533 

2 Po. PUK. Die Krisenfrüherkennung überprüfen und die Rolle der BK stärken 24.4540 24.4534 

3 Po. PUK. Falsche Anreize bei Vergütungen und Ausschüttungen der SIBs vermeiden 24.4541 24.4535 

4 Po. PUK. Governance der FINMA erleichtern 24.4542 24.4536 

5 Po. PUK. Aktionariat in systemrelevanten Grossunternehmen stärken 24.4543 24.4537 

6 Po. PUK. Gewährskriterien überprüfen, um Verantwortung der SIBs gegenüber 
Schweizer Volkswirtschaf t und Steuerzahlenden zu stärken 

24.4544 24.4538 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244529
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244525
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244530
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244526
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244531
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244527
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244532
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244528
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244539
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244533
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244540
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244534
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244541
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244535
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244542
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244536
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244543
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244537
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244544
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244538

